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Bericht 
 

Geschäftsbereich 
 
Ressort / Stadtbetrieb 
 
 

Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters 
 
Ressort 000 - Büro OB 
 
 

Bearbeiter/in 
Telefon (0202) 
Fax (0202) 
E-Mail 
 

Oliver Saurin 
+49 202 563 5540 
+49 202 563 8111 
Oliver.Saurin@stadt.wuppertal.de 

Datum: 
 
Drucks.-Nr.: 

01.07.2020 
 
VO/0605/20 
öffentlich 

Sitzung am Gremium  Beschlussqualität 

25.08.2020 BV Langerfeld-Beyenburg Entgegennahme o. B. 
 

Geschwindigkeitsbegrenzung L411 Windfoche / L81 

 
Grund der Vorlage 
 
Sowohl die Bezirksvertretung Langerfeld-Beyenburg, als auch die Anwohner, vertreten durch 
den Bürgerverein Frielinghausen/Walbrecken, sehen im Kreuzungsbereich L411/L81 eine 
große Gefahrenlage und wünschen eine Geschwindigkeitsreduzierung von derzeit 70 km/h 
auf 50 km/h. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Bericht wird ohne Beschluss entgegengenommen. 
 

 
Unterschrift 
 
M. Telian 
 
 
Begründung 
 
Dem Wunsch kann derzeit nicht entsprochen werden. 
 
In einem gemeinsamen Gespräch am 01.07.2020 im Büro des Oberbürgermeisters bei Herrn 
Telian, kamen Vertreter des Ressorts Straßen und Verkehr, des Ordnungsamtes, der Polizei, 
Herr Hartwig vom Bürgerverein Frielinghausen/Walbrecken sowie Herr  
Bezirksbürgermeister Hasenclever zusammen. 
 
Laut der Vertreter Polizei ist im Kreuzungsbereich L411/L81 keine Unfallhäufungsstelle 
festzustellen. Die Unfallkommission gibt Richtwerte vor, die nicht erreicht worden sind. Die 
Unfallzahlen – auch mit einfachen Blechschäden der Kategorie 4 -  liegen dem Ressort 
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Straßen und Verkehr, vor und werden von dort nachgereicht. In der Zeit 01.01.2019 – 
30.06.2020 ist nur ein Blechschaden gemeldet. 
 
Das Ordnungsamt hat in der Zeit von Januar 2019 – Mai 2020 35 mal eine mobile 
Geschwindigkeitsmessung vorgenommen. Dort sind so gut wie keine signifikanten 
Geschwindigkeitsüberschreitungen feststellbar gewesen. 
 
Maßgeblich für die begehrte Geschwindigkeitsbegrenzung ist § 45 StVO als 
Ermächtigungsgrundlage. Die für die Landesstraße zuständige Bezirksregierung Düsseldorf 
als obere Straßenverkehrsbehörde wird mangels vorgenannter Rechtsgrundlage keinem 
Vorschlag der Stadt Wuppertal bzw. der Polizei auf Herabsetzung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit zustimmen. 
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